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1. Unternehmer im Sinne des § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 ALG
    Voraussetzungen der Versicherungspflicht eines Mitunternehmers
2. Fehlende Gewinnerzielungsabsicht, § 1 Abs. 7 ALG

Rdschr. AH 016/1971 vom 22.03.1971, Az. GLA III 5,
Rdschr. AH 044/1969 vom 03.10.1969, Az. GLA V 14 h,
Rdschr. AH 022/1969 vom 25.04.1969, Az. GLA V 14 h,
GLA-Komm § 1 ALG 1.5 und 6.1 f.

Rundschreiben
AH     010/2005
vom  01.02.2005

GLA IV 2
GLA IV 2 a

An die
landwirtschaftlichen Alterskassen

Mit zwischenzeitlich rechtskräftigem Urteil vom 21.01.2004, Az. L 8 LW 15/02, hat das
LSG Nordrhein-Westfalen in Fortführung der bisherigen Rechtsprechung des BSG
(insbes. Urteil vom 09.02.1971, Az. 11 RLw 6/69, vgl. dazu das Bezugsrundschreiben
AH 016/1971) festgestellt, bei Beteiligung mehrerer Personen an einem landwirtschaftli-
chen Unternehmen komme es für die Feststellung der Versicherungspflicht in der AdL
nur darauf an, dass das ungeteilte Unternehmen die Mindestgröße i. S. d. § 1 Abs. 5
ALG erreicht. Zugleich verneint es „Liebhaberei“ i. S. d. § 1 Abs. 7 ALG mangels ent-
sprechender Feststellungen des Finanzamts, fehlenden Nachweises langjähriger Ver-
luste, Inanspruchnahme von nur Berufslandwirten gewährten Fördergeldern sowie in
der Vergangenheit vollzogener Feststellung eines fiktiven Arbeitseinkommens aus
Land- und Forstwirtschaft i. S. d. § 32 Abs. 5 und 6 ALG.

Sachverhalt und Prozessgeschichte stellen sich wie folgt dar:

Der Kläger ist Miteigentümer zu einem Anteil von 40 Prozent an dem landwirtschaftli-
chen Unternehmen einer aus ihm und zwei Schwestern bestehenden Eigentümerge-
meinschaft (ungeteilte Miterbengemeinschaft), die eine landwirtschaftliche Nutzfläche
von 5,54 ha  sowie eine forstwirtschaftliche Nutzfläche von 0,59 ha bewirtschaftet. Ein
Teil des Grünlandes (1,154 ha) wurde unter Naturschutz gestellt, wofür sich der zustän-
dige Landkreis zur Zahlung von Ausgleichsbeträgen verpflichtete. Gegen die Feststel-
lung seiner Versicherungspflicht durch die beklagte LAK für den noch streitigen Zeit-
raum vom 01.01. bis 30.06.1996 wandte sich der Kläger unter Hinweis auf seinen blo-
ßen Miteigentumsanteil an dem Unternehmen, der bei der gebotenen alleinigen Be-
rücksichtigung zur Unterschreitung der Mindestgröße führe. Außerdem bestritt er die
Absicht der nachhaltigen Gewinnerzielung, da die Erträge aus der Landwirtschaft al-
lenfalls die Betriebskosten deckten. Ergänzend gab der Kläger – in seinem Antrag auf
Beitragszuschuss – an, sein land- und forstwirtschaftliches Einkommen werde durch
eine pauschale Ermittlung nach Durchschnittssätzen gem. § 13a EStG festgestellt; eine
Veranlagung zur Einkommensteuer sei in den Jahren 1992 bis 1995 nicht erfolgt.

Das SG Münster bestätigte mit Gerichtsbescheid vom 27.03.2001, Az. S 10 LW 1/01,
die Entscheidung der LAK. Die dagegen eingelegte Berufung wurde von dem LSG
Nordrhein-Westfalen mit Urteil vom 27.02.2002, Az. L 8 LW 5/01 wegen Unterschrei-
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tung des Beschwerdewertes als unzulässig verworfen und die Revision nicht zugelas-
sen. Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers führte zur Aufhebung dieses Urteils,
da aus Sicht des BSG die mit Bescheid der Beklagten geltend gemachte Beitragsforde-
rung zwar den gesetzlichen Beschwerdewert unterschreite, die Beteiligten jedoch vor-
rangig über die Versicherungspflicht des Klägers in der AdL streiten würden (Beschluss
des BSG vom 25.07.2002, Az. B 10 LW 6/02 B).

Nach Zurückverweisung des Verfahrens hat das LSG eine ergänzende Auskunft der
zuständigen Landwirtschaftskammer eingeholt, wonach der Kläger in den Jahren 1994
bis 2001 eine Gasölverbilligung beantragt und erhalten habe. Außerdem sei der Eigen-
tümergemeinschaft in den Jahren 1998 bis 2002 eine Flächenprämie gewährt worden.
Auf Nachfrage des Senats hat die beklagte LAK ergänzend ausgeführt, im Rahmen des
Beitragszuschussverfahrens habe der Kläger, dem für den streitigen Zeitraum ein Bei-
tragszuschuss in Höhe von mtl. 249,00 DM bewilligt wurde, einen Bescheid des Fi-
nanzamts vom 24.01.1996 vorgelegt, der der Berechnung des fiktiven Arbeitseinkom-
mens für das Jahr 1996 zu Grunde gelegt worden sei.

Mit seinem Urteil vom 21.01.2004 folgt das LSG der vorzitierten Rechtsprechung des
BSG zur Maßgeblichkeit des ungeteilten Wirtschaftswerts des Gesamtunternehmens für
die Feststellung der Versicherungspflicht des Mitunternehmers. Wenn die Regelung des
§ 1 Abs. 2 ALG damit begründet werde, dass Mitglieder einer Gesellschaft bürgerlichen
Rechts selbständig tätige Unternehmer und damit bereits von § 1 Abs. 2 Satz 2 ALG
erfasst seien, müsse dies erst recht für die Mitglieder einer – wie hier – ungeteilten Ei-
gentümergemeinschaft gelten, die selbständig – wenn auch nebenberuflich – ein land-
wirtschaftliches Unternehmen betreiben. Eine über § 1 Abs. 2 Satz 3 ALG hinausge-
hende Einschränkung der Versicherungspflicht könne nicht erfolgen.

Die Landwirtseigenschaft des Klägers werde auch nicht durch die Regelung des § 1
Abs. 7 ALG ausgeschlossen. Auf die von der zuständigen Finanzbehörde gewonnenen
Erkenntnisse könne vorliegend nicht zurückgegriffen werden, da sich der Kläger mit der
Beiziehung seiner Steuerakte trotz ausdrücklicher Nachfrage des LSG nicht einverstan-
den erklärt habe. Ob sein land- und forstwirtschaftliches Einkommen tatsächlich gem.
§ 13a EStG festgestellt wurde (wie von ihm bei Beantragung des Beitragszuschusses
behauptet, aber im Berufungsverfahren schriftsätzlich bestritten), könne dahingestellt
bleiben, da die Finanzverwaltung in beiden Fällen Liebhaberei nicht feststellen würde.
Dabei sei mit zu berücksichtigen, dass der Kläger im Fall der pauschalen Gewinner-
mittlung zur Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder Abs. 3 EStG überwechseln müsste,
um damit seine etwaigen Verluste nachzuweisen.

Zwar sei die fehlende Absicht zur nachhaltigen Gewinnerzielung auch anhand anderer
objektiver Indizien feststellbar. Insofern reiche jedoch die von dem Kläger vorgelegte
Einnahmen-Ausgaben-Aufstellung für die Jahre 1995 bis 2001 nicht aus, da sie den
inhaltlichen und förmlichen Mindestanforderungen an eine Steuerbilanz nach dem in-
soweit weitgehend einschlägigen Bilanzrichtlinien-Gesetz nicht genüge. Die hand-
schriftliche Aufstellung des Klägers biete für sich betrachtet kein Indiz für einen sog.
Liebhabereibetrieb. Dass in der Anlaufphase des Betriebes kein bzw. kaum Gewinn
erzielt wurde, sei unbeachtlich, wobei es dahingestellt bleiben könne, ob bereits mit
dem Verkauf der landwirtschaftlichen Produkte eine Gewinnerzielungsabsicht offenbar
werde. Darauf, ob es sich um einen Nebenerwerb handele, komme es jedenfalls nicht
an. Auch Größe des Betriebes und Umfang der ausgeübten Tätigkeit seien kein Maß-
stab, da sie allenfalls den Rückschluss auf die hier irrelevante Finanzkraft des Betrei-
bers zuließen.
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Jedenfalls spreche die Inanspruchnahme von nur Landwirten gewährten Fördergeldern
– hier in Gestalt der Gasöl-Verbilligung sowie der Flächenprämie nach EU-Bestimmun-
gen – gegen die Annahme eines bloßen Liebhabereibetriebs. Wolle der Kläger im
Rahmen der Beitragszahlung als Hobbylandwirt behandelt werden, dürfe er sich nicht
wie ein Berufslandwirt an der Ausschüttung von öffentlichen Fördergeldern für Land-
wirte beteiligen.

Schließlich lägen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 7 ALG auch deswegen nicht vor,
weil für den Kläger auf Grundlage der Arbeitseinkommensverordnung Landwirtschaft für
das Jahr 1996 ein im Sinne des § 32 Abs. 5 und 6 ALG fiktives Arbeitseinkommen aus
Land- und Forstwirtschaft in Höhe von 14.156,79 DM ermittelt worden sei, was für eine
Gewinnerzielungsabsicht spreche.

Die gegen die Nichtzulassung der Revision in vg. Urteil erhobene Beschwerde ist von
dem 10. Senat des BSG mit Beschluss vom 14.07.2004, Az. B 10 LW 4/04 B, als un-
zulässig verworfen worden.

Nach der somit rechtskräftigen Entscheidung des LSG, die in der Anlage beigefügt ist,
kann die Verwaltungspraxis weiterhin davon ausgehen, dass sich die Versicherungs-
pflicht eines Mitunternehmers nicht nach seinem Anteil am Gesamtunternehmen, son-
dern vielmehr danach bestimmt, ob das Gesamtunternehmen eine Existenzgrundlage
im Sinne von § 1 Abs. 5 ALG bildet.

Außerdem benennt das Urteil die maßgebenden Kriterien für die Bestimmung eines
Liebhabereibetriebes i. S. d. § 1 Abs. 7 ALG. Vergleichbare Prüfkriterien sind in den
Fachgremien des GLA entwickelt und im Rundschreiben Nr. 017/2004 vom 30.01.2004
(Az. GLA I 47 f/28, GLA IV 2 a) näher dargelegt worden.

Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung.

In Vertretung

Stüwe

Anlage
Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom 21.01.2004, Az. L 8 LW 15/02




































